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Wien ,am . Ju
Empfang imRathaus

Heute mittags wurdendie Teilnehmerdes gegenwärtig in Wientagen - ¬
den Internationalen Kongressesfür Logopädieund Phoniatrie imRathause
empfangen .Stadtrat Professor Dr .Tandlerbegrüsste die MitgliederdesKon- ¬
gresses im Namen des Bürgermeisters und der Stadt Wien ." Esist mir eine
besondere Freude " ,sagte Professor Tandler ," Kongressmitglieder zu begrüs - ¬

sen ,die seit Jahren auf dem Gebiete der Fürsorge tätig sind .Tausende und
Abertausendedurch Sprachstörungenschwer behinderte und dadurchunglück¬
liche Menschenwissen Ihnen für Ihre Tätigkeit auf demGebiete derStimm¬
heilkunde Dank .Die GemeindeWienhat schon vor Jahren in den grossenBe¬
stand ihrer Fürsorgeeinrichtungen auch die Stimmheilung einbezogen und
ein Institut für sprachgestörte Kinder unter der Leitung Professor
Fröschels 'errichtet .Für die Kongressteilnehmerdankte derVorsitzende
der Internationalen Gesellschaft für Logopädieund Phoniatrie ,Professor
Fröschels ,für denEmpfangundfür die Hilfe unddas Interesse ,das dieGe- ¬
meinde Wienden Bestrebungen der Stimmheilkundeentgegenbringt .

AblenkungderBahnhofrundlinie .
In der NachtvonFreitag auf Samstagwird dieBahnhofrundlinie

wegen Arbeiten auf dem Margaretengürtel über den inneren Mariahilfergürtel - ¬
Gumpendorferstrasse -ReinprechtsdorferstrassezumMatzleinsdorferplatzge¬
führt .Die Ablenkung gilt für beide Fahrtrichtungen .

- . - . .
Hilferuf der Gemeindenan dieRegierung .

Eine Tagung desStädtebundes :
Im WienerRathaus hielt heute der Grosse AusschussdesStädtebundes

unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Muchitsch ( Graz )eine Sitzung ab ,in
der insbesondere zu den Regierungsvorlagen über die Sanierung des Bundes¬

haushaltesunddie damitimZusammenhangstehendenAuswirkungenaufdie
GemeindehaushalteStellung genommenwurde .Die Tagungwar nahezuausallen
BundesländernvonBürgermeisternder grossen politischen Parteienbe¬
schickt .Bürgermeister - Stellvertreter Rückl ( Graz )referierte ausführlich
über die finanzielle Notlage der Gemeinden .An das Referat knüpfte sich eine
lebhafte Aussprache ,an der die BürgermeisterPichler(Klagenfurt ) ,
Sichelrader( Steyr ) ,Wolfik(Stockerau) ,Bürgermeister-StellvertreterSchmid
( Graz ) ,die Stadträte Professor Holzer ( Wr .Neustadt ) ,Dr .Fischer ( St .Pölten )

und Nationalrat Dr .Danneberg teilnahmen .

Es wurde einstimmig beschlossen ,noch heute dem Bundeskanzler und
dem Bundesfinanzminister folgende Forderungen des Städtebundes zu über - ¬

reichen : "
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„ DieWirtschaftskrise hat durch den Rückgangder Einnahmenundden
erhöhten Aufwandfür die Fürsorge die Notlage der Gemeindenderart ver¬
schärft ,dass der Städtebund in ernster Stunde von der Regierungwirksame
Hilfe dringendfordernmuss .Seit der Verschärfungder Wirtachaftsnotim

Jahre 1929 hat der Städtebund bei allen geeigneten Anlässen an die Regie - ¬
rung appelliert .Die Gemeindenwdgmoberim Stiche gelassen ,obwohl
sie unter der Last der Armenfürsorgezusammenbrechenmüssen .BundundLän¬
derasindin denletzten JahrenwiederholtdurchentsprechendeSteuergesetze
neue Einnahmequellen erschlossen worden .Dabei wurden die Grundsätze des
FinanzausgleichesmissachtetunddemWesennachgemeinschaftlicheAbgaben
als ausschliessliche Bundesabgaben erklärt ,beziehungsweise nur zwischen
Bundund Länderngeteilt .Die Gemeindenerhielten trotz ihrer bekanntenNot
lage keinenAnteil . Diesist umsounverständlicher ,als auf GrundderFi¬
nanzgesetzgebung die Gemeindenselbst keine Möglichkeit haben ,sich irgend¬
wie wesentliche neue Einnahmenzuverschaffen .

Auchdie jetzt vonder BundesregierungdemNationalratzurSanie¬
rungdesBundeshaushaltesunterbreitetenVorlagensetzensichüberdieer¬
wähntengrundlegendenBedingungendesFinanzausgleicheshinwegundlassen
jede wirksameHilfeleistung für die finanziell bedrängtenGemeindenver¬

missen .

Dieheute in WienabgehalteneTagungdes GrossenAusschussesdes
Städtebundeshat dahernacheingehenderBeratungeinstimmigbeschlossen ,

nachfolgende

Forderungenan dieBundesregierungzustellen :
Vorallemverlangtder Städtebunddie schlüsselmässigeBeteiligung

der Gemeindenan allen zu schaffenden Mehreinnahmenaus Bundessteuern ,die
bisher gemeinschaftlich waren .

Diein der letzten Zeit bei der SchaffungvonKrisensteuernzutage
getrenenen Massnahmen ,gemeinschaftliche Bundesabgabenausschliesslich für
denBund,beziehungsweisefür denBundunddie Länderzuverwenden,sindein
chweres Unrecht für alle Gemeinden ,die nicht mehr in der Lage sind ,unum¬
gänglich notwendige Aufgaben zu erfüllen .Dazu kommtnoch ,dass die Bundes¬
undLandesgesetzgebungdenGemeindenin denletzten Jahreneine Reihevon
neuen Ausgaben angelastet hat .

Der in der Vorlage der Regierungüber die Novelle desArbeitslosen¬
versicherungsgesetzes vorgesehene Betrag von fünf Millionen Schilling als
Hilfsmassnahmefür ausgesteuerteArbeitslosein derZeitvom1 .August1932
bis 31 ,März1933ist vollkommenunzulänglichundmüsstemindestensauf
fünfzehnMillionenSchillingerhöhtwerden,umauchnureinigermassenden
angestrebten Fürsorgezweck erfüllen zukönnen .

Ausserdemverweist der Städtebundauf seine immerwiedervorgebrachten
wichtigsten Forderungen ,die leider unerfüllt geblieben sind ,weshalbsie
neuerlichmit allemNachdruckerhobenwerden.

1 .Herabsetzungdes Zinsfusses derNationalbank ,
2 .Konvertierung kurzfristiger Gemeindeschulden durch langfristige

Obligationen ,
3 .Befreiung der Gemeindenvon denKleinrentnerbeiträgen ,
H .a .) Befreiung der Monopolbetriebe der Gemeindenvon denBundes¬

steuern ,
. )Gleichstellung der Gemeindebetriebe mit denPrivatbetrieben

bezüglich der Steuerbekenntnisse ,

5 .Freigabe desBundespräzipuums ,
6 .Beteiligung der Gemeindenan denBenzinsteuer ,
7 .Schaffung eines Bundesausgleichsfonds für von der Wirtschafts¬

krise besonders hart betroffene Gemeinden .
395



II . Blatt

DerStädtebundersuchtdie Bundesregierungweiters ,seinein
nachfolgenden Punkten festgelegten

Forderungenan dieLänder
zuunterstützen :

1 .Beteiligung der Gemeindenan derLandesbiersteuer .
2 .Entlastung der Gemeinden von der Beitragsleistung für Landes - ¬

zwecke ( Schulklassenabgaben ,Einziehung von gemeinschaftlichen Bundes- ¬
abgaben ,Kopfstouern ,Verpflegskosten und so weiter . ) .

Endlichmachtder Städtebunddie Bundesregierungdaraufauf¬
merksam ,dass es die Gemeinden sehr schwer empfinden ,dass sie bezüg¬
lich der Zuschläge zur Landesgebäudesteuer ausnahmslos an die Höchst - ¬
grenze eines viertausendfachenFriedenszinsesgebundensind .

Schliesslich lehnt der Städtebund die vorliegende Fassung des
Regierungsentwurfes über die Schaffung des Kreditbeirates für Länder

undGemeindenaus denschonvondenLändernmitgeteilten Gründenab .
DerStädtebundmachtnochmalsmit demgrösstenNachdruckauf

die furchtbare Notlage dor Gemeindenaufmerksamund erwartet ,dassdie
Regierung diese Forderungen erfüllen wird . "

Die Anregungdes Vorsitzenden ,im Herbst eine grosseTagung
der österreichischenGemeindenabzuhalten ,wurdederGeschäftsleitung
des Städtebundeszugewiesen.
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